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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


5 Nr. 17. 5 


Juhalt: Landgüterordnung für die Provinz Weſtfalen und die Kreiſe Rees, Eſſen (Land), Eſſen (Stadt), 
Duisburg und Mülheim a. d. Ruhr, S. 255. — Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Bayern, Sachſen⸗ 
Meiningen und Schwarzburg⸗Rudolſtadt wegen Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen Eichicht 
und Stockheim, S. 262. 


(Nr. 8860.) Landgüterordnung für die Provinz Weſtfalen und die Kreiſe Rees, Effen (Land), 
Eſſen (Stadt), Duisburg und Mülheim a. d. Ruhr. Vom 30. April 1882. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für 
die Provinz Weſtfalen und die Kreiſe Rees, Eſſen (Land), Eſſen (Stadt), Duis⸗ 
burg und Mülheim a. d. Ruhr, was folgt: ö 


* 

Landgut im Sinne dieſes Geſetzes iſt eine in der Landgüterrolle des zw 
ſtändigen Amtsgerichts eingetragene Beſitzung. 

In der Rolle kann jede in der Provinz Weſtfalen oder in einem der Kreiſe 
Rees, Eſſen (Land), Eſſen (Stadt), Duisburg und Mülheim a. d. Ruhr be⸗ 
legene Beſitzung eingetragen werden, welche zum Betriebe der Land- oder Forft- 
wirthſchaft beſtimmt und bei dem Grundſteuerkataſter mit einem Reinertrage von 


mindeſtens fünfundſiebzig Mark angeſetzt iſt. 


J 
* 3 


$. 2. 

Zur Eintragung des Landgutes in der Landgüterrolle ift das Amtsgericht 
zuſtändig, in deſſen Bezirke die Grundſtücke belegen ſind, welche das Landgut bilden. 

Liegen die Grundſtücke in den Bezirken verſchiedener Amtsgerichte, ſo hat 
das Oberlandesgericht zu beſtimmen, bei welchem Amtsgerichte das Landgut 
in der Rolle einzutragen iſt. ; 

$. 3. 

In der Rolle erhält jedes Landgut ein eigenes Blatt. 

Das Landgut beſteht aus denjenigen Grundſtücken, welche auf dem Rollen⸗ 
blatte eingetragen ſind. Dieſelben müſſen nach Blatt, Artikel und Nummer des 
Grundbuchs oder nach dem Grundſteuerkataſter bezeichnet werden. 
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Ausgegeben zu Berlin den 19. Mai 1882. 
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Auf dem Blatte oder Artikel des Grundbuchs iſt die Nummer des Rollen⸗ | 
blattes koſtenfrei zu vermerken. 


N ar \ 


$. 4. 
Ein Landgut ſoll in der Rolle nur dann eingetragen werden, wenn die 
Vorausſetzungen des $. 1 Abſatz 2 zur Zeit der Eintragung vorhanden ſind. 
Die Eintragung kann nicht aus dem Grunde angefochten werden, weil 
dieſe Vorausſetzungen zur Zeit der Eintragung nicht vorhanden geweſen ſeien. 


$. 5. 
Die Eintragung und die Löſchung in der Rolle erfolgt auf Antrag Der- 
jenigen, welche über das Landgut letztwillig verfügen können. 


$. 6. 

Die Anträge auf Eintragung und auf Löſchung in der Rolle werden bei 
dem Amtsgerichte, unter Anwendung der $$. 32 bis 34 der Grundbuchordnung 
vom 5. Mai 1872 (Geſetz- Samml. S. 446), mündlich angebracht oder ſchrift⸗ 
lich eingereicht. 

Das Amtsgericht hat dem Antragſteller mitzutheilen, daß die Eintragung 
und die Löſchung erfolgt ſei. 


F. 7. 
Die Eintragung verliert ihre Wirkſamkeit durch die Löſchung. 
Die Eintragung iſt auch für jeden nachfolgenden Eigenthümer wirkſam, 
ſofern derſelbe Eigenthümer des ganzen Landgutes oder eines den Vorausſetzungen 
des $. 1 Abſatz 2 entſprechenden Theiles deſſelben iſt. 


$. 8. 

Bei Grundſtückserwerbungen zu einem in der Rolle eingetragenen Land⸗ 
gute iſt gleichzeitig mit der Zuſchreibung in dem Grundbuche die Zuſchreibung 
auch in der Rolle zu bewirken, wenn der Erwerber feine entgegengeſetzte Abſicht 
nicht ausdrücklich erklärt. 

Bei Veräußerungen eines Theiles von einem in der Rolle eingetragenen 
Landgute iſt gleichzeitig mit der Abſchreibung im Grundbuche auch die Löſchung 
des veräußerten Theiles in der Rolle zu bewirken, wenn bei demſelben die Vor⸗ 
ausſetzungen des $. 1 Abſatz 2 nicht zutreffen. 

In den Fällen dieſes Paragraphen erfolgen die Zuſchreibungen und 
Löſchungen in der Rolle von Amtswegen und koſtenfrei. 


$. 9. 
Die Einſicht der Rolle iſt Jedem geſtattet, welcher nach dem Ermeſſen des 
Amtsgerichts ein rechtliches Intereſſe dabei hat. 
Die Einſicht der Rolle erfolgt koſtenfrei. 


hr a 9 
N Tee , 
7 es N + * — 
A 5 1 
| 


K. 10. 


Haben Ehegatten in allgemeiner Gütergemeinſchaft gelebt, ſo finden hin- 
ſichtlich der Uebernahme der zu dem gemeinſchaftlichen Vermögen gehörenden 
Landgüter die in den $$. 11 bis 22 enthaltenen Beſtimmungen Anwendung. 


g. 11. 


Bei der Auseinanderſetzung und bei der Schichtung kann der überlebende 
Ehegatte, ſofern ihm nach den beſtehenden Vorſchriften die Befugniß zur Ueber⸗ 
nahme des gemeinſchaftlichen Vermögens zuſteht, das Landgut für eine nach 
Maßgabe der $$. 17 und 18 feſtzuſtellende Taxe mit billigen Zahlungsfriſten 
übernehmen. 

Iſt das Landgut während fortgeſetzter allgemeiner Gütergemeinſchaft auf 
Antrag des überlebenden Ehegatten in der Rolle eingetragen, ſo findet zu deſſen 
Gunſten die vorſtehende Beſtimmung keine Anwendung. 


$. 12. 

Sofern nach den beſtehenden Vorſchriften den Kindern die Befugniß zur 
Uebernahme des gemeinſchaftlichen Vermögens zuſteht, kann eines derſelben die 
Uebernahme des Landguts für eine nach Maßgabe der $$. 17 und 18 feſtzu⸗ 
ftellende Taxe mit billigen Zahlungsfriſten beanſpruchen. Daſſelbe gilt, wenn der 
überlebende Ehegatte bei der Auseinanderſetzung oder bei der Schichtung das 
Landgut nicht übernimmt, oder nach dem Tode des letztlebenden Ehegatten nur 
unter den Kindern eine Auseinanderſetzung erfolgt. 


$. 13. 

Die Befugniß der Kinder zur Uebernahme des Landgutes wird nach fol— 
genden Grundſätzen geregelt. 

Leibliche Kinder gehen Adoptivkindern, eheliche den unehelichen vor. Durch 
nachfolgende Ehe legitimirte Kinder ſtehen den ehelichen gleich. 

Ferner geht vor der ältere Sohn, und in Ermangelung von Söhnen die 
ältere Tochter. 

Kinder, welche zur Zeit des Erbanfalles für geiſteskrank oder für Ver⸗ 
ſchwender erklärt ſind, ſtehen bis zur Wiederaufhebung der Entmündigung, Kinder, 
welche eine Verurtheilung zu Zuchthausſtrafe und zugleich zum Verluſt der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte erlitten haben, für immer den übrigen Miterben nach. 

An die Stelle eines verſtorbenen Kindes treten deſſen Abkömmlinge nach 
den für die Kinder geltenden Grundſätzen. 


3 


Für Landgüter in den Bezirken der Landgerichte Bielefeld und Paderborn, 
ſowie der Amtsgerichte Tecklenburg und Ibbenbüren kann mittelft Eintragung in 
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der Landgüterrolle beſtimmt werden, daß der jüngere Sohn, und in Ermangelung 


von Söhnen die jüngere Tochter vorgeht. 


F. 15. 


Wird ein Ehegatte von Geſchwiſtern oder deren Abkömmlingen beerbt, fo 
iſt eines derſelben, falls der überlebende Ehegatte bei der Auseinanderſetzung das 
Landgut nicht übernimmt, befugt, das letztere für eine nach Maßgabe der $$. 17 
und 18 feſtzuſtellende Taxe mit billigen Zahlungsfriſten zu übernehmen. Dies 
gilt auch dann, wenn Geſchwiſter oder deren Abkömmlinge mit Verwandten in 
aufſteigender Linie gemeinſchaftlich erben. 

Die $$. 13 und 14 finden entſprechende Anwendung. Das Nießbrauchs⸗ 
recht des überlebenden Ehegatten bleibt unberührt. = 


F. 16. 


Sind mehrere Landgüter vorhanden, fo finden die $$. 11 bis 15 mit fol 
genden Maßgaben Anwendung: 

Der zur Uebernahme berechtigte Ehegatte kann die ſämmtlichen Landgüter 
übernehmen. 

Steht die Befugniß zur Uebernahme den Kindern oder den Geſchwiſtern, 
beziehungsweiſe deren Abkömmlingen zu, fo kann der nach den $$. 12 bis 15 
Berechtigte die ſämmtlichen Landgüter übernehmen, wenn die Bewirthſchaftung von 
einem derſelben aus erfolgt. Anderenfalls kann jeder Berechtigte in der Reihen⸗ 
folge feiner Berufung nach den $$. 13 und 14 ein Landgut übernehmen. 


F. 17. 


Die Feſtſtellung der Taxe erfolgt nach folgenden Grundſätzen: 
1) Der zwanzigfache Betrag | 

a) des beim Grundſteuerkataſter angeſetzten Reinertrages der Liegen- 
ſchaften, 

b) des bei Veranlagung der Gebäudeſteuer eingeſchätzten Nutzungs⸗ 
werthes derjenigen Gebäude, welche weder zur Wohnung des 
Eigenthümers, ſeiner Familie, ſeiner Dienſtleute und Arbeiter be⸗ 
ſtimmt, noch zur Bewirthſchaftung erforderlich ſind, 

wird als Werth des Landgutes angenommen. 
2) Nicht beſonders geſchätzt werden und bleiben außer Berechnung: 

a) die zur Wohnung des Eigenthümers, ſeiner Familie, ſeiner Dienſt⸗ 
leute und Arbeiter beſtimmten, ſowie die zur Bewirthſchaftung er⸗ 
forderlichen Gebäude; 

b) Bäume und Holzungen, letztere mit Ausnahme des nach forſt⸗ 
wirthſchaftlichen Grundſätzen überſtändigen Holzes; 


Pa 

e) das Gutsinventarium und alle ſonſtigen beweglichen Pertinenzſtücke 

(§§. 48 und folgende, $$. 75 und folgende, Titel 2 Theil I des 
Allgemeinen Landrechts). N 

3) Nach allgemeinen Regeln werden beſonders abgeſchätzt und dem Guts⸗ 

werthe hinzugerechnet: 

a) der zwanzigfache Betrag des jährlichen Nutzungswerthes der zum 
Landgute gehörigen nutzbaren Gerechtigkeiten; 

b) der Werth des nach forſtwirthſchaftlichen Grundſätzen überſtändigen 


Holzes; 
e) der Werth der auf dem Landgute vorhandenen gewerblichen 
Anlagen. 
$. 18. 
Streitigkeiten über die Feſtſtellung der Taxe ſind durch Schiedsrichter zu 


entſcheiden. 

Der ſchiedsrichterlichen Entſcheidung unterliegen ferner Streitigkeiten über 
die Feſtſtellung der Zahlungsfriſten, über die Verzinſung der Abfindungen, über 
die Gewährung des Unterhaltes auf dem Landgute ($. 19). Bei der Entſcheidung 
über dieſe Streitigkeiten ſind, nach billigem Ermeſſen, einerſeits die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Gutsübernehmers, andererſeits das Bedürfniß der Abzufindenden zu 
berückſichtigen. 

Die Schiedsrichter müſſen mit einer zum Betriebe der Land- oder Forſt⸗ 
wirthſchaft beſtimmten Beſitzung, welche mindeſtens den im §. 1 angegebenen Rein⸗ 
ertrag hat, in dem Regierungsbezirke, in welchem das Nachlaßgut liegt, angeſeſſen ſein. 

Auf das ſchiedsrichterliche Verfahren finden die Beſtimmungen des zehnten 
Buches der Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 


$. 19. 


In den Fällen des F. 12 können die miterbenden Geſchwiſter des Guts⸗ 
übernehmers ſtandesgemäßen Unterhalt auf dem Landgute gegen ſtandesgemäße, 
ihren Kräften entſprechende Mitarbeit beanſpruchen. 

Dieſe Befugniß hört auf, ſobald die Abfindungen oder Zinſen derſelben 
auf Verlangen der Geſchwiſter gezahlt werden. 

Der Anſpruch auf die Abfindung erliſcht, wenn der Abzufindende bis zu 
ſeinem Tode den Unterhalt auf dem Landgute gehabt hat und einen Ehegatten 
oder Kinder nicht hinterläßt. 


$. 20. 

Die Betheiligten können verlangen, daß ihre Abfindungen, beziehungsweiſe 
der Anſpruch auf Unterhalt (§. 19) durch Eintragung im Grundbuche fichergeftellt 
werden. 

(Nr. 8860.) 
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$. 21. 

Diejenigen, welche über das Landgut letztwillig verfügen können, find be 
rechtigt, in einem Teſtamente oder in einer gerichtlich oder notariell beglaubigten 
Urkunde oder in einer eigenhändig geſchriebenen und unterſchriebenen ſtempelfreien 
Urkunde die Anwendung der $$. 11 bis 20 auszuſchließen oder unter den bei der 
Schichtung oder Auseinanderſetzung Betheiligten diejenige Perſon zu beſtimmen, 
welche 5 Uebernahme des Landgutes oder der mehreren Landgüter befugt 
ſein ſoll. 

In gleicher Weiſe kann vorbehaltlich des Pflichttheilsrechtes der Betheiligten 
beſtimmt werden, daß die Bevorzugung des Gutsübernehmers in einer anderen, 
als in den $$. 11 bis 20 bezeichneten Weiſe ſtattfinden, zu welchem Betrage der 
Werth des Landgutes bei der Schichtung oder Auseinanderſetzung angerechnet 
werden, in welchen Friſten die Zahlung der Abfindungen erfolgen ſoll. 

Kann eine letztwillige Verfügung über das Landgut nur von beiden Ehe⸗ 
leuten gemeinſchaftlich getroffen werden, ſo genügt es, daß die Urkunde von einem 
der Ehegatten eigenhändig geſchrieben und von beiden Eheleuten unter⸗ 
ſchrieben wird. 

Während fortgeſetzter allgemeiner Gütergemeinſchaft kann der überlebende 
Ehegatte zu ſeinen Gunſten die in den Abſätzen 1 und 2 erwähnten Verfügungen 
nicht treffen. 

§. 22. 

Behufs Ermittelung des Pflichttheiles der Betheiligten, welche das Landgut 
nicht übernehmen, erfolgt in allen Fällen die Abſchätzung des letzteren nach Maß⸗ 
gabe der $$. 17 und 18. 

Daſſelbe gilt bei Ermittelung des Antheils der Kinder in den Fällen des 
$. 10 Abſatz 4 des Geſetzes vom 16. April 1860 (Geſetz-Samml. S. 165). 


F. 23. 


Wird der Eigenthümer eines Landgutes, welcher nicht in allgemeiner ehe⸗ 
licher Gütergemeinſchaft gelebt hat, von mehreren Perſonen beerbt, ſo ſteht einem 
miterbenden Abkömmlinge oder in Ermangelung eines ſolchen einem der mit⸗ 
erbenden Geſchwiſter oder Abkömmlinge derſelben die Befugniß zu, das Landgut 
für eine nach Maßgabe der $$. 17 und 18 feſtzuſtellende Taxe mit billigen 
Zahlungsfriſten zu übernehmen. 

Daſſelbe gilt, wenn der Eigenthümer zwar in allgemeiner ehelicher Güter⸗ 
gemeinſchaft gelebt hat, das Landgut aber von dieſer Gütergemeinſchaft aus⸗ 
geſchloſſen war. 

Die $$. 13 bis 15, $. 16 Abſätze 1 und 3, $$. 17 bis 22 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

Die nach den $$. 570, 571, 581 und 582 Titel 1 Theil II des Allge⸗ 
meinen Landrechts den überlebenden Ehegatten zuſtehenden Befugniſſe bleiben 
unberührt. 


$. 24. 

4 Für jede Eintragung und für jede Löſchung in der Rolle, einſchließlich der 
darüber dem Eigenthümer zu machenden Mittheilung, wird außer in den Fällen 
des H. 8 eine Gerichtsgebühr von drei Mark erhoben. 

. Die Anträge zur Rolle ſind einer Stempelabgabe nicht unterworfen. 


1 
5 Schichtungen, Auseinanderſetzungen und Erbtheilungen, welche nach den 
. Vorſchriften dieſes Geſetzes erfolgen, find frei vom Kaufſtempel. 


$. 25. 


Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden nicht Anwendung, wenn 

ä 1) die bei der Auseinanderſetzung, Schichtung oder Erbtheilung betheiligten 

M Perſonen nicht allein Eigenthümer des Landgutes find; 

2) das Landgut in den Fällen der Auseinanderſetzung beziehungsweiſe Schich- 
tung ($$. 11, 12, 15) zur Zeit des Todes des betreffenden Ehegatten, 
beziehungsweiſe zur Zeit der Schichtung und in den Fällen der Erb⸗ 
theilung ($. 23) zur Zeit des Todes des Erblaſſers in Folge von Verän- 
derungen, welche nach der Eintragung des Landgutes in der Rolle ftatt- 
gefunden haben, nach §. 1 Abſatz 2 nicht eintragungsfähig geweſen wäre. 
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$. 26. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli 1882 in Kraft. 


ö Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infiegel. 


Gegeben Wiesbaden, den 30. April 1882. 
(L. S.) Wilhelm. 


Furt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Kameke. Maybach. Bitter. 
\ Lucius. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. 
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(Nr. 8861.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Bayern, Sachſen⸗Meiningen und Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt wegen Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen Eichicht 
und Stockheim. Vom 21. Januar 1882. 8 


San Majeſtät der Deutſche Kaiſer und König von Preußen, Seine Majeſtät 
der König von Bayern, Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Meiningen und 
Seine Durchlaucht der regierende Fürſt zu Schwarzburg-Rudolſtadt haben zum 
Zweck einer Vereinbarung über die Herſtellung einer Eiſenbahn von Eichicht über 
Ludwigſtadt nach Stockheim zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer und König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Dr. jur. Hermann 
Frölich, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Guſtav Schmidt und 
Allerhöchſtihren Regierungs-Aſſeſſor Adolf Hoppenſtedt; 
Seine Majeſtät der König von Bayern: 
Allerhöchſtihren Generaldirektor der Königlichen Verkehrsanſtalten 
Adolf v. Hocheder und 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath Carl Oswald; 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Meiningen: 
Höchſtihren Staatsrath Dr. jur. Friedrich Heim; 
Seine Durchlaucht der regierende Fürſt zu Schwarzburg-Rudol— 
ſtadt: 
Höchſtihren Geheimen Regierungsrath Ferdinand Hauthal, 
welche, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation, nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche, die Königlich Bayeriſche, die Herzoglich Mei⸗ 
ningen'ſche und die Fürſtlich Schwarzburg'ſche Regierung find übereingekommen, 
daß eine Eiſenbahn von Eichicht über Ludwigſtadt nach Stockheim hergeſtellt und 
in Eichicht mit der Gera-Eichichter, in Stockheim mit der Hochſtadt⸗Stockheimer 
Bahn in unmittelbare Schienenverbindung gebracht werden ſoll. 

Die Bahn ſoll nach den Normen für die Konſtruktion und Ausrüſtung 
der Eiſenbahnen als Hauptbahn ausgeführt werden. 

Die Bahn ſoll zunächſt eingeleiſig hergeſtellt werden. Ueber die Herſtellung 
des zweiten Geleiſes werden die Königlich Preußiſche und die Königlich Bayeriſche 
Regierung Sich bei Eintritt des Bedürfniſſes verſtändigen. 

Artikel II. 

Nach Maßgabe der mit dem Herzogthum Sachſen-Meiningen und dem 
Fürſtenthum Schwarzburg⸗Rudolſtadt unterm 12. beziehungsweiſe 14. November 
1881 abgeſchloſſenen Staatsverträge hat die Königlich Preußiſche Regierung den 
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Bau der Bahn innerhalb des Herzoglich Meiningen ſchen und des Fürſtlich 


Schwarzburg'ſchen Gebiets für Ihre Rechnung übernommen. Innerhalb des 
Königlich Bayeriſchen Gebiets wird die Königlich Bayeriſche Regierung, welcher 
bereits durch das Geſetz, betreffend die Vervollſtändigung des Staatseiſenbahnnetzes 
vom 1. Februar 1880 (Königlich Bayeriſches Geſetz- und Verordnungsblatt 
pro 1880 S. 21), die entſprechenden Baumittel zur Verfügung geſtellt ſind, die 
Bahn zur Ausführung bringen. 

Der Punkt, an welchem die Bahn die Bayeriſch-Meiningen ſche Landes⸗ 
grenze überſchreiten wird, ſoll nöthigenfalls durch Kommiſſare der Königlich 
Preußiſchen, Königlich Bayeriſchen und Herzoglich Meiningen ſchen Regierung 
näher beſtimmt werden. 

ar Artikel III. 


Die Königlich Preußiſche und die Königlich Bayeriſche Regierung werden 
jede für Ihren Theil den Bau der Bahn derart fördern, daß dieſelbe ſpäteſtens 
im Laufe des Jahres 1885 dem Betriebe übergeben werden kann. 


Artikel IV. 

Die Königlich Preußiſche und die Königlich Baveriſche Regierung ſind mit 
Zuſtimmung der Herzoglich Meiningen ſchen Regierung darüber einverſtanden, daß 
der Betrieb auf der Strecke von der Bayeriſch-Meiningen ſchen Grenze bis zur 
Station Probſtzella von der Bayeriſchen Staatseiſenbahnverwaltung für eigene 
Rechnung geführt werden und der Betriebswechſel auf der Station Probſtzella 
ſtattfinden ſoll. 

Die Bauprojekte für die vorgedachte Grenzſtrecke und für die Station 
Probſtzella werden von der Königlich Preußiſchen Regierung vor Beginn der 
Bauausführung der Königlich Bayeriſchen Regierung zugeſtellt und im gemeinſamen 


Benehmen beider Regierungen feſtgeſetzt werden. 


In Betreff der gemeinſamen Benutzung des Bahnhofes Probſtzella, der 
Regelung des Betriebsdienſtes auf demſelben, der Ausſcheidung des von der 
Königlich Bayeriſchen Regierung zu verzinſenden Antheils an den Baukoſten, ſowie 
der Theilnahme dieſer Regierung an der Aufbringung der Unterhaltungskoſten 
des Bahnhofs bleibt beſondere Vereinbarung zwiſchen den beiderſeitigen Bahn⸗ 
verwaltungen vorbehalten. 

Die Königlich Preußiſche und die Königlich Baveriſche Negietung find 
darüber einverſtanden, daß die oberſte Leitung des Betriebsdienſtes auf dem Bahn⸗ 
hofe Probſtzella der Königlich Preußiſchen Bahnverwaltung zuſtehen ſoll. 

Sofern ſich in der Folge als zweckmäßig herausſtellen ſollte, den Betriebs⸗ 
wechſel, ſtatt auf der Station Probſtzella, an einem anderen Punkte der Bahn 
eintreten zu laſſen, bleibt die Verſtändigung hierüber den betheiligten Regierungen 
vorbehalten. e ve} 

Artikel V. 

Für die Ueberlaffung der Grenzſtrecke und die Mitbenutzung des Bahnhofs 

Probſtzella wird die Königlich Bayeriſche Regierung vom Tage der Betriebs⸗ 
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eröffnung an eine jährliche Rente von vier Prozent des auf die Herſtellung der 
gepachteten Bahnſtrecke verwendeten Baukapitals zuzüglich des Bayeriſchen Antheils 
an den Baukoſten der Station Probſtzella in halbjährlichen Raten postnumerando 
entrichten. Für die Bauzeit, welche vom Beginn des Grunderwerbs bis zum 
Tage der Eröffnung des Betriebes der Bahn gerechnet wird, werden Zinſen im 
Betrage von zwei Prozent pro anno dem Baukapitale zugeſetzt. 


Artikel VI. 

Der Königlich Baveriſchen Regierung ſteht das Recht zu, von dem Zur 
ftande der Bauarbeiten auf der Strecke von der Bayerifch-Meiningen’fchen Landes⸗ 
grenze bis Probſtzella und auf dem Bahnhofe Probſtzella durch die hierzu be 
ſtimmten techniſchen Organe jederzeit Einſicht nehmen zu laſſen. 

Vor der Uebergabe der Bahnſtrecke Grenze Probſtzella und der Theile des 
Bahnhofs Probſtzella, welche der Königlich Bayeriſchen Regierung zur ausſchließ⸗ 
lichen Benutzung überlaſſen werden, wird durch eine gemeinſchaftliche techniſche 
Kommiffion der Königlich Preußiſchen und Königlich Bayeriſchen Regierung der 
Zuſtand der zu übergebenden Bauten, ſowie die zweckmäßige Ausführung derſelben 
konſtatirt werden. Ebenſo ſoll der Bauaufwand für die Strecke von der Bayerifch- 
Meiningen ſchen Landesgrenze bis Probſtzella, ſowie derjenige für die Station 
Probſtzella, rechnungsmäßig nachgewieſen und der Königlich Bayerifchen Regierung 
hierüber eine Zuſammenſtellung übergeben werden. 


Artikel VII. 

Die Königlich Bayeriſche Regierung hat die Ihr zum Betrieb überlaſſene 
Bahnſtrecke ordnungsmäßig auf eigene Rechnung zu unterhalten. Beſichtigungen 
der Bahnſtrecke behufs Konſtatirung des Zuſtandes der Unterhaltung dürfen 
von der Königlich Preußiſchen Bahnverwaltung jederzeit vorgenommen werden. 


Artikel VIII. 
Sollte in der Folge eine Konvertirung der bis zur Vollendung der Bahn 
Preußiſcher Seits verausgabten Staatsſchuldverſchreibungen der 4prozentigen kon⸗ 
ſolidirten Anleihe in minder verzinsliche Staatsſchuldverſchreibungen ſtattfinden, ſo 
bleibt der Königlich Bayeriſchen Regierung überlaſſen, eine Reviſion der im 
Artikel V feſtgeſetzten Rente auf der Grundlage des ermäßigten landesüblichen 
Zinsſatzes zu beantragen. 
Artikel N. 

Die Ernennung ſämmtlicher für die Pachtſtrecke anzuſtellenden Beamten 
und Bedienſteten ſteht der Königlich Bayeriſchen Regierung zu, welche auch die 
Disziplinargewalt über dieſelben ausübt. 

Im Uebrigen find die Beamten und Bedienſteten während ihres Aufenthalts 
auf Meiningen ' ſchem Gebiete den dortigen Geſetzen und Polizeivorſchriften unter⸗ 
worfen. Dieſelben behalten für die Dauer ihres Aufenthaltes auf Meiningen ſchem 
Gebiete ihr bisheriges Unterthanenverhältniß bei. 
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Bei Anſtellung der ſubalternen und unteren Kategorien des Bahnperſonals 
innerhalb des Meiningen ſchen Staatsgebietes finden die für die Beſetzung der 
Subaltern- und Unterbeamtenſtellen mit Militairanwärtern bei den Meiningen 
ſchen Staatsbehörden jeweilig geltenden Grundſätze gleichmäßige Anwendung. 

Die Königlich Bayeriſche Regierung wird bei der Beſetzung der unteren 
Beamtenſtellen innerhalb des Meiningen 'ſchen Gebietes bei ſonſt gleicher Qualifi⸗ 
kation auf die Bewerbung Herzoglich Meiningen ſcher Unterthanen beſondere Rück⸗ 
ſicht nehmen. 

Artikel X. 


Die Bahnpolizei auf der von der Königlich Bayeriſchen Regierung an⸗ 
gepachteten Bahnſtrecke, ſowie auf den dieſer Regierung zur ausſchließlichen Be⸗ 
nutzung überlaſſenen Theilen des Bahnhofes Probſtzella wird von dem von der 
Königlich Bayeriſchen Regierung angeſtellten Bahnperſonale ausgeübt. 

Die Herzoglich Meiningen ſche Regierung wird Vorſorge treffen, daß dieſes 
Bahnperſonal in der Ausübung der bahnpolizeilichen Funktionen von den Herzog⸗ 
lichen Staatsorganen die nöthige Unterſtützung erhält. 

Die Verpflichtung des mit der Handhabung der Bahnpolizei betrauten 
Dienſtperſonals erfolgt durch die Herzoglich Meiningen 'ſchen Behörden. 


Artikel XI. 


Sollte in Zukunft der Betriebswechſel nach einer anderen Station verlegt 
und der Betrieb auf dem im Schwarzburg'ſchen Gebiete belegenen Theile der 
Bahn — ganz oder ſtreckenweiſe — der Königlich Bayeriſchen Regierung über⸗ 
laſſen werden, fo finden die in den Artikeln IX und X dieſes Vertrages feſt⸗ 
geſetzten Beſtimmungen auch für den betreffenden Theil der Bahn im Schwarz— 
burg ſchen Gebiete analoge Anwendung. 


Artikel XII. 

Lokomotiven und Wagen, welche bezüglich ihrer Sicherheit und richtigen 
Konſtruktion von einer der betriebführenden Verwaltungen der vorſchriftsmäßigen 
Unterſuchung unterworfen worden ſind, werden ohne weitere Reviſion im Gebiete 
der anderen Verwaltung zugelaſſen werden. 


Artikel XIII. 


Zwiſchen den Angehörigen der kontrahirenden Staaten ſoll hinſichtlich der 
Beförderungspreiſe ſowohl als der Zeit der Abfertigung ein Unterſchied nicht ge: 
macht werden. 

Artikel XIV. 

Die Feſtſetzung der Tarife ſteht für die Strecke Eichicht⸗Probſtzella der 

Königlich When, für die abrighlebende Strecke der Königlich Sayerifchen 
egierung zu. 
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Artikel XV. 


Ueber den Fahrplan werden die Königlich Preußiſche und die Königlich 
Bayeriſche Betriebsverwaltung ſich verftändigen. Die Genehmigung des Fahrplans 
ſteht den beiden Regierungen gemeinſchaftlich zu. 

Uebrigens ſoll bei Aufſtellung und Feſtſetzung der Fahrpläne auf die Be⸗ 
dürfniſſe des nachbarlichen und Durchgangsverkehrs thunlichſt Bedacht genommen 


werden. 
Artikel XVI. 
Ueber die Benutzung der Bahn zu Poſtzwecken bleibt Vereinbarung zwiſchen 
den betheiligten Poſtverwaltungen vorbehalten. 
Artikel XVII. 


Gegenüber der Reichstelegraphenverwaltung finden bezüglich der Strecke 
Bayeriſch⸗Sächſiſche Grenze-Probſtzella diejenigen Beſtimmungen Anwendung, 
welche von dem Bundesrathe für die Eiſenbahnen im Gebiete des vormaligen 
norddeutſchen Bundes feſtgeſtellt find oder ſpäter etwa anderweit feſtgeſtellt werden. 


Artikel XVIII. . 
Dieſer Vertrag ſoll in vier gleichlautenden Exemplaren ausgefertigt und zur 
landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. 
Die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſoll ſobald als möglich 
erfolgen. f 
So geſchehen zu München, den 21. Januar 1882. 


Dr. Frölich. Schmidt. Hoppenſtedt. Hocheder. Oswald. 


(L. S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.) 
b Heim. Hauthal. 
(L. S.) (L. S.) 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


